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1. Begrüßung und Einführung 
Herr Menzel (ZGB) begrüßt die Anwesenden und führt in die Veranstaltung ein. Dabei erläutert er die 
Aufgaben und Inhalte des Raumordnungsverfahrens (ROV) und der Antragskonferenz (s. Anlage 1, 
Folien ZGB 3 + 4). Herr Menzel erklärt, dass das Vorhaben „Sandentnahme Ehra“ gemäß § 1 Nr. 17 
Raumordnungsverordnung (RoV) zu prüfen ist. 
Ergänzend zu den Prüfbereichen des ROV`s, nämlich der 
- Raumverträglichkeitsprüfung, 
- Umweltverträglichkeitsprüfung und falls erforderlich  
- FFH-Verträglichkeitsprüfung  
weist Herr Menzel darauf hin, dass es vorteilhaft sein kann, bereits auf der Ebene der Raumordnung 
Grundlagen für eine in den nachfolgenden Verfahren erforderliche spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP) zu erarbeiten. 

Herr Menzel informiert darüber, dass zum Vorhaben bereits schriftliche Stellungnahmen eingegan-
genen sind, welche diesem Protokoll als Anlage beigefügt sind (s. Anlage 3). 

2. Vorstellung des Vorhabens / 
geplanter Untersuchungsrahmen der Antragsunterlagen 

Herr Schönheim (BMS – Umweltplanung Blüml, Schönheim & Schönheim GbR, Osnabrück) begrüßt 
für die Möbius Bau-GmbH, Hamburg als Vorhabenträger die Anwesenden. 

Herr Schönheim stellt das Vorhaben sowie das Vorhabengebiet vor und informiert über die vorgese-
henen Untersuchungsrahmen der Raum- und Umweltverträglichkeitsstudien. Das Vorhabengebiet 
liegt ca. 250 m nördlich von Ehra (Folie: Vorhaben / -gebiet, s. Anhang). Die geplante Sandentnahme 
hat einen Umfang von 14,7 ha. Bei einer geplanten Abbautiefe von durchschnittlich 7 m können ca. 
0,9 Mio. m³ Sand im Trockenschnitt gewonnen werden. Der Sand soll für den Neubau der BAB 39 in 
den Abschnitten 6 und 7 sowie für die verlegte B 248 genutzt werden. 
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Das Vorhabengebiet wird landwirtschaftlich genutzt, am nördlichen Rand grenzt ein Kiefernforst an, 
westlich die Landesstraße L 288. Zur Betriebsdauer sowie zum allgemeinen Vorgehen erläutert Herr 
Schönheim, dass die Gesamtdauer des Betriebes zunächst von dem Zeitrahmen abhängig ist, der 
durch die Realisierung der öffentlichen Straßenbauvorhaben bestimmt wird. Die Abbaumengen sind 
von den öffentlichen Bauvorhaben A 39 und verlegte B 248 abhängig. Zurzeit geht die Firma davon 
aus, dass eine Gesamtabbaudauer von fünf Jahren nicht überschritten wird. Der Abbau soll im Norden 
begonnen werden und dann sukzessive nach Süden fortgeführt werden. Herr Schönheim erklärt, dass 
langfristige Ausbau- und Erweiterungsvorhaben nicht vorgesehen sind. Als Nachnutzung wird eine 
naturnahe Wiederherstellung angestrebt. 

Raumverträglichkeitsstudie: 

Herr Schönheim erläutert, dass das Vorhabengebiet im Regionalen Raumordnungsprogramm für den 
Großraum Braunschweig (RROP) 2008 als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft - aufgrund besonderer 
Funktionen festgelegt ist. Nördlich grenzt ein Vorbehaltsgebiet Wald an, das im RROP überlagernd als 
Vorranggebiet ruhige Erholung in Natur und Landschaft festgelegt ist. Weiterhin greift das Vorhaben in 
das Wassergewinnungsgebiet (WGG) Rühen ein. Der Bereich liegt in der Schutzzone IIIb und ist Teil 
eines Vorranggebietes für Wassergewinnung. Bei der Planung sind daher die Hinweise zur “Sand-und 
Kiesgewinnung in Trinkwassergewinnungsgebieten“ zu berücksichtigen (Gemeinsamer Standpunkt 
LAWA, BKS, MIRO, DVWG, 2007). 

Das Vorhabengebiet ist weder Teil eines Vorrang-, noch eines Vorbehaltsgebietes für Rohstoffge-
winnung (Sand). Er führt aus, dass die nächstgelegenen Vorbehaltsgebiete Rohstoffgewinnung 
(Sand) östlich von Voitze in ca. 6,5 km Entfernung zum Vorhabengebiet und im Minimum ca. 7,5 km 
östlich der Neubauabschnitte 6 u. 7 der A 39 lägen. 

Hinsichtlich des Schutzgutes Wohnen erläutert Herr Schönheim, dass der nördliche Ortsrand von 
Ehra ca. 275 m vom Vorhabengebiet entfernt ist. Zur Minimierung von Lärm- und Staubemissionen 
werden entlang der zukünftigen B 248 Wälle aufgeschoben, der Abbau wird sukzessive von Nord 
nach Süd vorgetrieben. Durch diese Maßnahmen lassen sich erheblichen Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Wohnen vermeiden. 

Zusammenfassend führt Herr Schönheim aus, dass vorhabensbedingte Auswirkungen im Hinblick auf 
die Erfordernisse der Raumordnung sowie auf vorhandene und geplante Nutzungen nicht vollständig 
auszuschließen sind: 

- dauerhafter Verlust von 14,7 ha Ackerflächen als Teil des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft, 

- Vermeidung potentieller Auswirkungen auf das Grundwasser durch Vorsorgemaßnahmen, 

- temporäre Beeinträchtigungen durch das Vorhaben auf das Vorranggebiet Ruhige Erholung in 
Natur und Landschaft (Kiefernforst). 

- Die Wohnfunktion wird voraussichtlich nicht betroffen, da vorhabensbedingte Auswirkungen sich 
auf das nahe Umfeld beschränken und mit den Straßenbaumaßnahmen für die Ortsumgehung 
verbunden sind. 

Umweltverträglichkeitsstudie: 

Schutzgut Mensch 

Vorbelastung sind durch L 288 und B 248 sowie durch die Belastung im Rahmen des Neubaus der 
A 39 inkl. der Anschlussstelle Ehra und Verlegung der B 248 gegeben. Das Vorhaben ist zeitlich und 
zweckgebunden an die Neubaumaßnahmen gekoppelt. Auswirkungen sind als nicht erheblich ein-
zustufen, da die Sandentnahme ca. 275 m von der nördlichen Grenze Ehras (erster Brisein) entfernt 
liegt sowie weitere Vorsorgemaßnahmen (Anlage von Wällen, Abbau von N nach S) vorgesehen sind. 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Das Vorhabengebiet ist zu 2/3 ackerbaulich und zu 1/3 als Grünlandeinsaat genutzt. Entsprechend 
werden 2010 durch BMS-Umweltplanung neben Biotoptypen die Tierartengruppen Brutvögel, 
Heuschrecken und Reptilien untersucht. Zu potenziellen Auswirkungen können noch keine Aussagen 
getroffen werden, da die Auswertung der Ergebnisse aus 2010 noch nicht abschließend stattgefunden 
hat – Auswertung und Bewertung erfolgt im Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP), ggf. 
vorgeschaltet in der UVS. Allgemeinverbindliche Aussagen zu Auswirkungen auf Tiere sind nicht 
zielführend. 

Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft, Kultur-u. Sachgüter 
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Durch das Vorhaben ist von einem Verlust von 14,7 ha Podsol-Braunerden als allgemein verbreiteter 
Boden auszugehen. Zum Grundwasser gelten die Ausführungen der RVS, Oberflächengewässer sind 
nicht betroffen. 

Durch den Maschineneinsatz kann es sehr kleinräumig zu einer temporären Veränderung der Luft-
qualität kommen; erhebliche Auswirkungen auf Wohnen und Erholung sind aber auszuschließen. 

Das Landschaftsbild wird dauerhaft durch die verlegte B 248 und die bestehende L 288 geprägt. Die 
gegenwärtig ackerbaulich geprägte Landschaft wird nördlich der verlegten B 248 durch das Vorhaben 
verändert. Kultur-und Sachgüter sind nicht bekannt. 

Zusammenfassend führt Herr Schönheim aus, dass erhebliche Beeinträchtigungen für einzelne 
Schutzgüter nicht vollständig ausgeschlossen werden können. Allerdings werden sich diese auf das 
Vorhabengebiet und das nahe Umfeld beschränken. Für die Schutzgüter Wasser, Klima/Luft und 
Landschaft sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Für Fauna und Flora können noch 
keine Beeinträchtigungen abgeschätzt werden, hierfür bedarf es einer Auswertung der 2010 
erhobenen Daten im Rahmen des LBP und ggf. der UVS. 

Im Folgenden wird die Methodik der 2010 durchgeführten Bestandserfassungen vorgestellt: 

Arten, Biotope und Pflanzen 

Brutvögel 

2010 wurden Brutvögel nach den Methodenstandards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands 
(Südbeck et al. 2005) auf 259 ha erfasst. Im Zeitraum von Ende März / Anfang April bis Ende Juni / 
Anfang Juli 2010 wurde eine Revierkartierung der Brutvögel durchgeführt. Quantitativ und punktgenau 
erfasst wurden die Brutvogelarten sowie während der Begehungen festgestellte Nahrungsgäste, die in 
der aktuellen Roten Liste (Kategorien 1-3 und R), in Anhang I der EG-Vogelschutzrichtlinie sowie als 
streng geschützte Arten gemäß BArtSchV geführt werden. Es werden 6 Durchgänge in den Morgen-
stunden sowie 4 Nachtkontrollen durchgeführt (Eulen, Rebhuhn, Wachtel, Ziegenmelker). Es erfolgt 
insbesondere eine Bewertung als Vogelbrutgebiet nach dem für Niedersachsen verbindlichen “NLÖ-
Verfahren” (Wilms et al. 1997). 

Rastvögel 

Recherchen ergaben keine Bedeutung des Vorhabengebietes für Rastvögel aus landesweiter Sicht. 

Heuschrecken 

Untersucht wurden alle Arten auf vier Probeflächen innerhalb des Untersuchungsgebietes (UG): 
Verhör-, Kescher-und Hirschfeldermethode. 

Reptilien 

Untersucht wurden alle Arten auf den Heuschrecken-Probeflächen, die optisch mit Fernglas sowie 
durch das Umdrehen von Steinen abgesucht wurden. 

Biotope 

Es erfolgte 2010 eine flächendeckende Kartierung nach landesweitem Kartierschlüssel (von 
Drachenfels 2004), die zugleich die aktuelle Flächennutzung im UG darstellt. Bei der Kartierung 
festgestellte Pflanzen-Arten der RL (Kat. 1 und 2) werden dargestellt. 

Landschaftsbild 

Erfassung und Bewertung nach landesweitem Standard von Köhler & Preiß (2000). 

Bezüglich des Untersuchungsgebietes informiert Herr Schönheim, dass dieses aus Flächen mit einem 
Radius von ca. 500 m um das Vorhaben gebildet werde und ca. 259 ha umfasse. 

Auf Nachfrage, ob die angesprochenen Untersuchungen aus 2010 eigene Untersuchungen seien, 
erklärt Herr Schönheim, dass dies der Fall ist. Zudem ergänzt er, dass die Untersuchungen zur A 39 in 
die Studie mit aufgenommen werden. 

 

3. Raumverträglichkeitsuntersuchung (RVU) 

Überfachliche Belange 
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- Raumstruktur, zentralörtliche Strukturen und Funktionen 

Keine Hinweise 

- Siedlungsentwicklung, Freiraumfunktionen 

Keine Hinweise 

Landwirtschaft 

Herr Schevel (Landvolk Gifhorn) und ein Vertreter der Landwirtschaft merken an, dass das Thema 
„Beregnung“ nicht angesprochen wurde. Herr Schönheim erklärt, dass die Bedeutung der Beregnung 
und deren Infrastrukturen bekannt seien. Die Beregnung werde zu einem späteren Zeitpunkt unter-
sucht. Herr Schevel führt an, dass verschiedene Leitungen des Beregnungssystems verlegt und 
wieder hergestellt werden müssten. Er weist darauf hin, dass sich die LGLN im Rahmen der 
Flurbereinigung auch mit der Beregnung auseinandersetze. Herr Schevel empfiehlt zur Abstimmung 
und Vermeidung von Doppelarbeit den frühzeitigen Kontakt zur LGLN. 

Das Stichwort Flurbereinigung aufgreifend, weist Herr Albrecht darauf hin, dass ebenfalls zur Ver-
meidung von Doppelarbeit frühzeitig entsprechende Informationen aus diesem Vorhaben an die LGLN 
weitergegeben werden sollten. 

Hinsichtlich der Nachnutzung erläutert Herr Schevel, dass das grundsätzliche Interesse der Land-
wirtschaft die spätere Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nutzung sei. Bezüglich der kom-
plexen Anforderungen an eine Wiederbefüllung der Kiesgrube sowie zur Vermeidung weiteren land-
wirtschaftlichen Flächenverlustes für erforderliche Kompensationsmaßnahmen bittet Herr Schevel zu 
prüfen, ob notwendige Kompensationsmaßnahmen nicht im Rahmen der Nachnutzung auf dem Vor-
habengebiet sinnvoll und umsetzbar seien. 

Hinsichtlich der Ausgestaltung der Nachnutzung regt Herr Schevel lineare Sukzessionstrukturen an, 
kombiniert mit der Entwicklung von Kiefernwald und extensiver Landwirtschaft. 

Herr Klein (UNB; LK Gifhorn) regt an, über einen Kompromiss aus Anliegen des Naturschutzes sowie 
der Landwirtschaft in der Nachnutzungsplanung zu diskutieren. Er weist allerdings auf die damit ver-
bundenen Schwierigkeiten bei der Umsetzbarkeit hin. Auf Nachfrage bezüglich einer landwirtschaft-
lichen Nachnutzung erklärt Herr Schönheim, dass eine extensive Landwirtschaft auf einer kiesge-
prägten Unterlage durchführbar sei. Hierzu weist Herr Klein darauf hin, dass das Wasserdargebot für 
die umliegende landwirtschaftliche Nutzung auch langfristig sichergestellt werden müsse. 

Forstwirtschaft 

Herr Albrecht (Gemeinde Ehra) fordert, dass die Waldkante im Sinne des Landschaftsbildes zu 
erhalten sei. Eventuell notwendig werdende Rekultivierungsmaßnahmen könnten dabei unterstützend 
wirken. 

Wasserwirtschaft 

Frau Hauschild (LBEG) erklärt, dass aus hydrogeologischer Sicht keine Bedenken bestünden, sofern 
zwischen dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand und der finalen Abbausohle mindestens 
zwei Meter Überdeckung eingehalten würden und die hydrogeologischen Anforderungen 
Berücksichtigung fänden (dargelegt in den „Geofakten 10“1) Hiernach seien Verdunstungsverluste zu 
minimieren und die Reinigungsfunktion der filternden Überdeckung zu erhalten. 

Eine Überdeckung von 0,5 m ü. GW hält Herr Klein (Landkreis Gifhorn, Untere Naturschutz Behörde) 
für deutlich zu gering bemessen. Er stellt klar, dass in der Genehmigungspraxis bei vergleichbaren 
Bodenabbauvorhaben der LK Gifhorn mindestens eine Überdeckung von 1,5 m festgelegt hat. Herr 
Menzel ergänzt, dass unter Beachtung der Erfordernisse der Raumordnung zum Grundwasserschutz 
gegenüber einer Überdeckung von lediglich 0,5 m ü. GW erhebliche Bedenken bestehen. 

Seitens des BUND, KG Gifhorn wird gefragt, ob in einem Vorranggebiet Trinkwassergewinnung eine 
Sandentnahme genehmigungsfähig ist. Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren 
zur Ausweisung des Wasserschutzgebietes Rühen noch nicht abgeschlossen sei. Das BUND betont, 
dass das wasserrechtliche Verfahren durch den Bodenabbau nicht konterkariert werden dürfe. Herr 
Kehlert (Untere Wasserbehörde, Landkreis Gifhorn) wie auch Frau Hauschild (LBEG) führen hierzu 

                                                      
1 Geofakten 10: Hydrogeologische Anforderungen an Anträge auf obertägigen Abbau von Rohstoffen, 
Überarbeitete Fassung des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie, Oktober 2007  
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aus, dass eine Sandentnahme in Wasserschutzgebieten, Schutzzonen IIIb nicht automatisch verboten 
sei. Ein grundsätzliches Verbot bestehe weder für einen Nassabbau noch für einen Trockenabbau. 
Gleichwohl müsse vom Vorhabenträger durch Gutachten dargelegt werden, dass die notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers erfüllt werden. 

Frau Gresky (BUND, KG Gifhorn) fragt, ob zusätzliche Brunnen für die Wasserentnahme zur Min-
derung der Staubemissionen aus der Abbaustelle und der Fahrzeuge gebohrt werden müssten und ob 
damit eine Gefährdung des Grundwassers zu befürchten sei. Frau Loock (BUND, KG Gifhorn) 
unterstreicht, dass Wasser ein hohes Gut und dementsprechend zu schützen sei. Sie weist darauf hin, 
dass hinsichtlich der förmlichen Ausweisung des WSG Rühen die Klärung wasserrechtlicher Fragen 
durch den NLWKN z.Zt. noch nicht abgeschlossen sei, da ein vom Wasserversorger in Wolfsburg in 
Auftrag gegebenes Gutachten noch ausstehe. Herr Michel (BUND, KG Gifhorn) weist generell auf die 
europäische Wasserrahmenrichtlinie hin und fordert deren Einhaltung. Auf Nachfrage von Frau Loock, 
wer die Wasserentnahme kontrolliere, antwortet Herr Klein, dass diese Frage üblicherweise im 
Planfeststellungsverfahren bzw. Genehmigungsverfahren geklärt werde. 

Rohstoffwirtschaft 

Frau Franke (KONU) fordert die Lagerstätte vollständig auszubeuten. Diesbezüglich fragt sie, ob es 
nicht sinnvoll bzw. geboten ist, diese Lagerstätte über einen Nassabbau vollständig auszubeuten. 
Herr Eickmeyer (Josef Möbius Bau-GmbH) erläutert, dass das geplante Abbauvorhaben eng an den 
Bau der A 39 gekoppelt sei, wofür ein Trockenabbau ausreiche. Ein darüber hinaus gehender Abbau 
sei nicht vorgesehen, zumal hierfür keine wirtschaftliche Tragfähigkeit bestehe. Ein Nassabbau sei an 
dieser Stelle nicht wirtschaftlich und ein Nachfragepotential nach dem Rohstoff sei auch nicht 
erkennbar, was einen Nassabbau ggf. lukrativ machen würde. 

Frau Franke regt weiterhin an, den Abbau von Süden zu beginnen. Dies würde aus ihrer Sicht zu 
einem wirkungsvolleren Schutz der Bewohner Ehras beitragen. Hierzu erläutert Herr Schönheim, 
dass es insbesondere aus Immissionsschutzgründen am zweckmäßigsten sei, im Norden mit dem 
größtmöglichen Abstand zur Bebauung zu beginnen. Wenn eine gewisse Tiefe erreicht ist, könne sich 
der Schall nicht mehr frei ausbreiten, so dass dies wirkungsvoll zur Lärmreduzierung beitrage. Herr 
Hörner (Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig) bestätigt diese Einschätzung und fordert in diesem 
Zusammenhang die Erarbeitung eines schalltechnischen Gutachtens. 

Herr Albrecht (Gemeinde Ehra) fragt nach, inwiefern eine jetzige Zusicherung des Vorhabenträgers 
ausreiche, das Vorhaben nur im Zusammenhang mit der A 39 umzusetzen. Er befürchtet, dass wenn 
erst einmal eine Genehmigung vorliege und die A 39 nicht komme, auch andere Märkte aus dem 
Vorhaben versorgt werden könnten. Stichworte seien „Garantie“ und „Kontrolle“. Herr Menzel stellt 
fest, dass dies nicht grundsätzlich auszuschließen sei. Generell sei aber der Rohstoff Sand in Bezug 
zum Faktor „Transportkosten“ sehr sensibel. 

Herr Albrecht fordert die Prüfung weiterer Standorte in Bezug zu einer besseren Eignung. Dabei 
sollten v.a. Standorte in festgelegten Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Rohstoffgewinnung geprüft 
werden. 

Herr Mandl (LBEG) erläutert, dass im RROP 2008 an dieser Stelle kein Vorranggebiet Rohstoff-
sicherung festgelegt worden sei, da in der Rohstoffsicherungskarte (RSK) des LBEG keine Einträge 
vorlägen. Einträge in die RSK erfolgten nur aufgrund vorliegender Bohrdaten. In diesem Sinne bittet 
Herr Mandl den Vorhabenträger, ihre Bohrergebnisse dem LBEG zur Verfügung zu stellen. 

Herr Menzel erklärt, dass die Standorte des Bodenabbaus im Rahmen der A 39 nicht zuletzt wegen 
möglicher Summationswirkungen raumordnerisch zu prüfen sind. Diesbezüglich habe es bereits einen 
Austausch mit dem Landkreis Gifhorn und dem NLStBV-WF gegeben. Schwierig sei allerdings die 
Rechtslage, die eine entsprechende verbindliche regionale und vorhabenbezogene Lenkung der 
Abbaubegehren kaum ermögliche. Gegenwärtig erfolge die raumordnungsrechtliche Prüfung daher 
bei jedem Abbauvorhaben. Herr Klein erklärt, dass er im Rahmen der A 39 mit ca. 10 Genehmi-
gungsanträgen rechne. Nach seiner Erfahrung erfolge die Inanspruchnahme durch die Unternehmen 
vorrangig aus Gründen der Flächenverfügbarkeit. Abgestimmte räumliche Konzeptvorstellungen lägen 
den Anträgen nicht zugrunde. Daher appelliert Herr Klein, die Rohstoffentnahme in die Autobahn-
planung und in die Planfeststellung mit aufzunehmen. Frau Schrader (Landkreis Gifhorn, FB Bau-
ordnung und Ortsplanung) ergänzt unterstützend, dass im Sinne des Schutzes von Natur und Land-
schaft die Fragen / Planung rund um die Rohstoffgewinnung und –Transporte frühzeitig und fachlich 
gebündelt in die Autobahnplanung integriert werden sollten. Herr Peuke (NLStBV) erwidert, dass 
Autobahnplanungen per se schon sehr komplexe rechtliche Verfahren seien. Daher mache es aus 
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Sicht der Straßenbaubehörde keinen Sinn, diese Verfahren noch mit Fragen der Abbauplanung zu 
belasten. 

Frau Loock (BUND, Kreisgruppe Gifhorn) befürchtet, dass durch die Genehmigung des Abbau-
vorhabens Tatsachen geschaffen würden, welche sich für die Entscheidung über den Bau der A 39 
unterstützend auswirken könnten. Herr Menzel erläutert, dass eine raumordnungsrechtliche Prüfung 
des Abbauvorhabens zu erfolgen habe, sobald ein Antrag dafür gestellte wird. Dies gilt auch für 
Anträge, die sich vorausschauend auf ein noch nicht genehmigtes Vorhaben wie die A 39 bezögen. 
Komme die A 39 nicht, so habe dies u.U. zur Folge, dass der Vorhabenträger auf seinen Kosten für 
Planung und Gutachten sitzen bleibt.  

Herr Menzel führt aus, dass die Raumordnung grundsätzlich das Ziel einer verträglichen Raument-
wicklung verfolge. In diesem Zusammenhang würden in enger Zusammenarbeit mit dem Landkreis 
Gifhorn sowie den Straßenbaubehörden Konzepte und Strategien entwickelt, Vorhaben begleitet und 
geprüft. Deutlich weist Herr Menzel auf den Umstand hin, dass die Festlegungen zur 
Rohstoffgewinnung im RROP 2008 keine Ausschlusswirkung an anderer Stelle des Planungsraums 
entfalteten. Anders als bei der Windenergie kann die Raumordnung hierdurch gegenüber Abbau-
vorhaben, die nicht in festgelegten Vorranggebieten lägen, keine generelle Versagung aussprechen. 

Herr Albrecht stellt dar, dass seines Erachtens eine nach Beendigung des Vorhabens verbleibende 
Abbaugrube gleich welcher Nachnutzung nicht vorstellbar sei. Diesbezüglich fordert er die Durch-
führung eines Nassabbaus mit der Entwicklung von Wasserflächen nach Beendigung des Vorhabens. 

Frau Loock fordert die Prüfung möglicher Staubentwicklungen und ihrer Auswirkungen auf die land-
wirtschaftlichen Nutzungen in der Umgebung. 

Frau Gresky fordert die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens für das Abbauvorhaben. 

Wohnen, Industrie, Gewerbe, Sondernutzungen 

Herr Hörner fordert eine gutachterliche schalltechnische Untersuchung (s. Rohstoffwirtschaft). 

Herr Albrecht erläutert, dass die Siedlungsentwicklung Ehras in Richtung Norden abgeschlossen sei. 
Er weist allerdings darauf hin, dass im Rahmen des Baus von Autobahn und Ortsumgehung Flächen-
bedarfe / Erfordernisse für Einsatzdienste (z.B. Polizei, Feuerwehr, Rettungswesen) notwendig 
werden könnten. Zudem merkt er an, dass der Truppenübungsplatz „Ehra“ zum Jahresende 
aufgegeben werde und die Konversion mit möglichen Anforderungen und Zusammenhängen bereits 
jetzt bei allen Vorhaben in diesem Raum mitzudenken sei. 

Herr Michel fordert, das Verbot eines nächtlichen Betriebes. Alle rechtlichen Grenzwerte seien 
einzuhalten. Herr Hörner erläutert, dass die Betriebszeiten in der Genehmigung festgelegt würden. 

Freizeit und Erholung 

Frau Loock kritisiert, dass mit der Vorhabensrealisierung die ortsnahe Erholung im Norden Ehras 
gestört werde und die Wege für Erholungssuchende in den Wald deutlich länger würden. Zudem gibt 
sie zu bedenken, dass die Wegebeziehungen auch in die Nachnutzungskonzepte einzustellen seien. 
Weiterhin weist sie darauf hin, dass für die Erholung das Landschaftsbild eine große Rolle spiele. Dies 
müsse bei der Beurteilung des Vorhabens Berücksichtigung finden. 

Großräumige Naturschutzplanungen 

Herr Klein informiert über das Vorliegen des Ortolan-Schutzkonzeptes im Zuge des Neubaus der 
A 39. Hinsichtlich der Nachnutzung müsse dies Berücksichtigung finden. 

Verkehr 

Herr Hörner erkundigt sich nach den vorgesehenen Fahrwegen für den Abtransport des Sandes. 
Herr Eickmeyer (Josef Möbius Bau-GmbH) erläutert, dass es hier verschiedene Optionen gebe. Dazu 
zähle neben der vorrangig angestrebten Nutzung von Baustraßen auch das öffentliche Verkehrsnetz, 
wobei die Durchfahrt von Ortschaften vorab nicht auszuschließen sei. Herr Albrecht betont, dass die 
Durchfahrten durch die Ortslage nicht akzeptabel seien. In diesem Zusammenhang weist er auf den 
schlechten Straßenzustand im Ort hin. Herr Peuke erläutert, dass die Umsetzung des Baus der A 39 
noch nicht festgelegt sei. Er weist aber darauf hin, dass für die Erschließung der Baustellen auch das 
vorhandene Straßennetz genutzt werden solle. Auf Nachfrage erklärt Herr Peuke, dass die zeitliche 
Ausplanung für den Neubau der A 39 noch nicht festgelegt sei. Er gehe aber davon aus, dass der Bau 
nicht über Jahrzehnte dauern werde. Bezüglich des Baus der Ortsumgehung Ehra erläutert er, dass 
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es beim Bau der A 39 zur weiteren Vernetzung erforderlich wäre, die Ortsumgehung Ehra zeitgleich 
zu bauen. Herr Albrecht fordert, alle entstehenden Verkehre darzulegen und prinzipiell zu vermeiden. 

Ver- und Entsorgung 

Frau Gresky erkundigt sich nach der Sicherheit bei Betankungen der Arbeitsfahrzeuge. Es wird 
seitens des Vorhabenträgers erklärt, dass Betankungen nach rechtlichen Vorgaben erfolgten. Be-
triebsbereiche, die extra für solche Vorgänge vorgesehen seien, würden entsprechend abgedichtet. 

Sonstige Nutzungen 

Herr Brockmeier (kein Eintrag in die Teilnehmerliste) teilt mit, dass im Vorhabengebiet Kampfmittel 
nicht auszuschließen seien. Er empfiehlt die Kontaktaufnahme mit der LGLN, die für die Kampf-
mittelbeseitigung zuständig sei. 

4. Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVS) 

Methodik der Umweltverträglichkeitsstudie 

Herr Michel (BUND Gifhorn) kritisiert, dass in der UVS häufig nur Bemerkungen und Ankündigungen 
stünden, es fehlten vielfach detaillierte Aussagen. Herr Menzel erklärt, dass diese Antragskonferenz 
dazu beitragen solle, den Umfang und die Art der erforderlichen Daten zu klären und den Vorhaben-
träger in den Stand zu versetzen, vollständige Antragsunterlagen erstellen zu können.  

Vorhabensalternativen 

Frau Loock fordert, Standorte, die nicht in Ortsnähe liegen als Alternativen zu diesem Vorhaben zu 
prüfen. Frau Schrader informiert, dass Abbauten im Bereich des Truppenübungsplatzes Ehra nicht 
möglich seien. 

Frau Franke erkundigt sich, ob nicht hinsichtlich einer Null-Lösung die bestehenden bzw. genehmig-
ten Abbauvorhaben für den Materialbedarf der A 39 reichten und ob nicht eine Null-Lösung das 
Verfahrensergebnis sein könnte. 

Schutzgut Mensch 

Keine Hinweise 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Herr Michel (BUND Gifhorn) erkundigt sich, was unter einer naturnahen Wiederherstellung im 
Rahmen der Nachnutzung zu verstehen sei. Herr Schönheim erklärt, dass eine Verfüllung mit 
„Fremdmaterial“ nahezu ausgeschlossen sei. So würde eine extensive Grube verbleiben, die sich 
Rahmen der Sukzession entwickele. Hierdurch werde sich ein geeigneter Lebensraum für viele Tier-
arten entwickeln. 

Auf Nachfrage, ob die Fläche nach Beendigung des Vorhabens an den „Straßenbau“ für dortige 
Kompensationsmaßnahmen genutzt werden könne, erklärt Herr Eickmeyer, dass im Vorhabengebiet 
ausschließlich eigene, vorhabenbedingte Eingriffs- und Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt würden. 
Auch rechtlich sei ein doppelter Ausgleich gar nicht möglich. 

Frau Franke weist auf die Kartierungen / Untersuchungsergebnisse zur A 39 hin. Sie erläutert, dass 
der Waldrand ein wichtiger Lebensraum für Reptilien sei. Mögliche negative Auswirkungen seien zu 
berücksichtigen und entsprechende Maßnahmen zu treffen. 

Frau Loock informiert, dass früher 1/3 des Vorhabengebietes biologisch bewirtschaftet worden seien. 
Daher fänden sich auf der Fläche verschiedene Wildkräuter bzw. deren Samen. Als Beispiel führt Frau 
Loock das „Kahle Ferkelkraut“ an. Frau Loock fordert, den Kraut- und Samenbestand (Stichwort: Gen-
pool) erheben zu lassen und gegebenenfalls schützende Maßnahmen vorzusehen. 

Herr Michel verweist auf Erhebungen zur A 39 zur Berücksichtigung der Belange der Fledermäuse. 
Hierzu erklärt Herr Schönheim, dass Fledermäuse im Rahmen der UVS berücksichtigt werden. 

Schutzgut Boden 

Frau Loock weist auf mögliche Unfallgefahren und damit einhergehende Gefährdungen für den 
Boden hin. 
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Schutzgut Wasser 

Frau Franke fragt, welche Rechtsqualität die Stellungnahme des LBEG`s habe, dass ein Abstand von 
2 m zum Grundwasser einzuhalten sei. Frau Hauschild erklärt, dass dieser Hinweis die Qualität einer 
Empfehlung habe. 

Herr Michel fragt nach, ob die zu errichtenden Lärmschutzwälle auch nach Beendigung des Vorha-
bens bestehen blieben? Hintergrund seiner Frage ist die Überlegung, dass diese Wälle mögliche be-
lastete Einträge von abfließendem Wasser von der A 39 aufhalten könnten. 

Schutzgut Luft / Klima 

Herr Michel (BUND) spricht die Feinstaubproblematik an. Er fordert diesbezüglich Untersuchungen 
ein. 

Schutzgut Landschaft 

Frau Loock gibt zu bedenken, dass mit dem Vorhaben das landwirtschaftlich geprägte Landschafts-
bild erheblich abgewertet werde. 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Keine Hinweise 

Herr Menzel weist darauf hin, dass zu diesem Belang eine schriftliche Stellungnahme eingegangen 
sei. Diese wird dem Protokoll beigefügt. 

... und deren Wechselwirkungen 

Keine Hinweise 

5. Erörterung zur FFH-Verträglichkeitsuntersuchung 
Entfällt 

6. Weiterer Verfahrensablauf 
Herr Menzel erläutert den weiteren Verfahrensablauf (s. Anhang 1, ZGB-Folien 10 bis 13). Anhand 
der Verfahrensunterlagen, der Hinweise auf der Antragskonferenz sowie der schriftlich eingereichten 
Hinweise und Anregungen prüft der ZGB als Untere Landesplanungsbehörde gemäß § 9 NROG die 
Erforderlichkeit eines Raumordnungsverfahrens. Je nach Prüfergebnis folgt entweder eine raumord-
nerische Stellungnahme oder es schließt sich ein Raumordnungsverfahren an. Herr Menzel bittet, bei 
Bedarf zeitnah weitere Anmerkungen und Stellungnahmen dem ZGB zuzusenden. 

Auf Nachfrage zur Notwendigkeit dieser Antragskonferenz sowie eines möglichen Raumordnungsver-
fahrens gibt Herr Menzel die Auskunft, dass es sich bei diesen Verfahrensschritten um rechtliche Auf-
träge gemäß ROG / NROG handele. 

Er bedankt sich für die konstruktive Beteiligung und beendet um 12:05 Uhr die Antragskonferenz. 

 

 

gez.         

Golumbeck           
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Anlagen: 
- Anlage 1: Auszug Vortragsfolien ZGB, BMS - Umweltplanung 

- Anlage 2: Teilnehmerliste 

- Anlage 3: schriftlich eingegangene Stellungnahmen mit Hinweisen / Forderungen 

 > Aktion Fischotterschutz e.V., Hankensbüttel (26.03.2013) 

 > Landvolk Niedersachsen, Kreisverband Gifhorn-Wolfsburg e.V., Gifhorn (27.03.2013) 

 > Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Forstamt Südostheide (11.04.2013) 

 > Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, 

    Regionaldirektion Braunschweig, Amt für Landentwicklung Braunschweig, Braunschweig (10.04.2013) 

 > BUND, Kreisgruppe Gifhorn, Gifhorn (10.04.2013 

 > Niedersächsisches Forstamt Unterlüß, Unterlüß (15.04.2013) 

 > Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, GB Wolfenbüttel (09.04.2013) 

 > Nds. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (10.04.2013) 

 > Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Bezirksstelle Braunschweig (10.04.2013) 

 > Kreisarchäologie Gifhorn (09.04.2013) 
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Anlage 1 
Ausgewählte Folien – PPT-Präsentation ZGB 
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Ausgewählte Folien - Präsentation Vorhabenträger 
 

 
Folie 3 

 
Folie 16 
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Anlage 2 
Teilnehmerliste 
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